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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

13.02.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2024/02/0025 

Rechtssatz 

Nach § 33 Abs. 7 Krnt VeranstaltungsG 2010 bleiben jedwede Auflagen in rechtskräftigen 
Bewilligungsbescheiden nur dann aufrecht, wenn sie auch nach dem Krnt VeranstaltungsG 2010 
vorgeschrieben werden dürften. Da gemäß § 8 Abs. 3 Krnt VeranstaltungsG 2010 jedwede Veranstaltung 
am Karfreitag ausnahmslos verboten ist, ist die Erteilung einer gewährten Auflage nach dem Krnt 
VeranstaltungsG 2010 nicht mehr möglich. Die rechtliche Sichtweise, § 33 Abs. 7 Krnt VeranstaltungsG 
2010 sei so auszulegen, dass nur den Genehmigungsinhaber belastende Auflagen, die nach dem Krnt 
VeranstaltungsG 2010 nicht mehr erteilt werden könnten, keine Gültigkeit mehr hätten, findet weder im 
Wortlaut noch in den Zielsetzungen des Krnt VeranstaltungsG 2010 Deckung. Sie würde auch zu dem 
gleichheitsrechtlich bedenklichen Ergebnis führen, dass Inhaber kinogesetzlicher Genehmigungen, die 
vor dem Inkrafttreten des Krnt VeranstaltungsG 2010 datieren und einen Kinobetrieb am Karfreitag 
erlauben, zu einem derartigen Kinobetrieb berechtigt wären, während dies allen anderen Kinobetreibern 
untersagt wäre. Dass der Landesgesetzgeber dies beabsichtigt und in Kauf genommen hätte, kann nicht 
angenommen werden. 
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